
 

 

Der Senat von Berlin 
GPG – Krisenstab TR – 
Tel.: 9028 (928) 1561 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen – 
 
 
 
V o r l a g e 
 
– zur Kenntnisnahme – 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin über die  

Zweite Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu neh-

men, dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

Zweite Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Vom 6. Januar 2021 

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 1 

des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden 

ist, verordnet der Senat: 

Artikel 1 

Änderung der SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

Die SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 14. Dezember 2020, 
verkündet am 15. Dezember 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkün-
dung von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), 
das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes vom 9. November 1995 (GVBl. S. 764) ge-
ändert worden ist, und nachträglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. 
S. 1463) bekannt gemacht, die durch Verordnung vom 22. Dezember 2020, verkündet 
am 22. Dezember 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung von 



 

 

Gesetzen und Rechtsverordnungen verkündet und nachträglich im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin (GVBl. S. 1573) bekannt gemacht, geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 13 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 13a Berufliche Bildung“ 

b) Die Angabe zum 4. Teil wird wie folgt gefasst: 

„4 Teil (weggefallen)“. 

c) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

„§ 24 (weggefallen)“. 

d) Die Angabe zu § 25 wird wie folgt gefasst: 

„§ 25 (weggefallen)“. 

e) Die Angabe zu § 26 wird wie folgt gefasst: 

„§ 26 (weggefallen)“. 

2. In § 2 Absatz 4 werden die Wörter „oder mit Angehörigen eines weiteren Haushal-

tes“ durch die Wörter „und zusätzlich mit höchstens einer weiteren Person“ ersetzt, 

die Wörter „; es gilt eine Personenobergrenze von höchstens fünf zeitgleich anwe-

senden Personen“ werden gestrichen und nach dem Wort „wobei“ werden die Wör-

ter „bei Alleinerziehenden“ eingefügt. 

3. § 9 Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „oder mit Angehörigen eines weiteren Haushaltes“ 

durch die Wörter „und zusätzlich mit höchstens einer weiteren Person“ ersetzt, 

die Wörter „; es gilt eine Personenobergrenze von höchstens fünf zeitgleich an-

wesenden Personen“ werden gestrichen und nach dem Wort „wobei“ werden 

die Wörter „bei Alleinerziehenden“ eingefügt. 

b) die Sätze 2 und 3 werden gestrichen. 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Abweichungen von Satz 1 zum Zwecke einer an das Infektionsgeschehen an-

gepassten Wiederaufnahme des Lehr- und Betreuungsbetriebs in Präsenz be-

stimmt die für Bildung zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung 

nach § 27 Absatz 1 und Absatz 2.“ 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „für Minderjährige“ gestrichen und nach dem 

Wort „darf“ die Wörter „vorbehaltlich des Absatzes 5“ eingefügt. 

c) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Prüfungen an Volkshochschulen und an sonstigen Einrichtungen der Erwach-

senenbildung dürfen durchgeführt werden, sofern hierbei ein Abstand zwischen 



 

 

den anwesenden Personen von mindestens 1,5 Metern gewährleistet ist und 

eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wird.“ 

5. Nach § 13 wird folgender neuer § 13a eingefügt: 

„§ 13a 

Berufliche Bildung 

(1) Prüfungen in der beruflichen Bildung, insbesondere Prüfungen nach dem Be-

rufsbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 

S. 920) und der Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 

September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095), die zuletzt durch Artikel 21 des 

Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256) geändert worden ist, sowie 

sonstige Prüfungen im Bereich der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung dürfen 

unter Beachtung der grundsätzlichen Pflichten sowie der Schutz- und Hygienere-

geln dieser Verordnung in Präsenzform durchgeführt werden. Zulässig in Präsenz-

form sind mündliche, schriftliche und praktische Prüfungen, einschließlich Prüfun-

gen sportlicher und musikalischer Art. 

(2) Die Verantwortlichen für Angebote beruflicher Bildung sind grundsätzlich gehal-

ten, zur Vermeidung physisch sozialer Kontakte den Lehrbetrieb vorrangig in alter-

nativen Formen zum Präsenzunterricht durchzuführen, sofern dies möglich und mit 

dem Lernziel vereinbar ist. Bei Durchführung in Präsenzform ist die Einhaltung der 

Bestimmungen dieser Verordnung zu gewährleisten. 

(3) Für Maßnahmen zur Förderung der Eingliederung in den Arbeitsmarkt gilt Ab-

satz 2 entsprechend.“ 

6. § 14 Absatz 3 wird aufgehoben.  

7. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen und in Satz 1 werden vor dem Wort 

„dürfen“ die Wörter „und Kantinen“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

8. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nicht für medizinisch notwendige Behandlungen, insbesondere Physio- 

und Ergotherapie, Logopädie, Podologie, Fußpflege und Behandlungen durch Heil-

praktikerinnen und Heilpraktiker.“ 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Fahrschulen dürfen weder für den Publikumsverkehr geöffnet werden noch ihre 

Dienste anbieten. Satz 1 gilt nicht im Rahmen des Erwerbs von Fahrerlaubnissen 

durch Angehörige kommunaler Unternehmen oder staatlicher Stellen zu dienstli-

chen Zwecken.“ 

 



 

 

9. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Hochschulen“ die Wörter „und als 

dienstlich veranlasster Sport staatlicher Einrichtungen“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe „Nummer 4“ die Wörter „und als 

dienstlich veranlasster Sport staatlicher Einrichtungen“ eingefügt.     

10. Der 4. Teil wird aufgehoben. 

11. § 29 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) Nummer 19 wird aufgehoben. 

c) Nummer 25 wird aufgehoben. 

d) In Nummer 28 wird die Angabe „Absatz 1“ gestrichen, nach dem Wort „Gast-

stätte“ werden die Wörter „oder eine Kantine“ und vor dem Wort „keine“ die 

Wörter „entgegen § 15 Satz 3“ eingefügt. 

e) Nummer 29 wird aufgehoben. 

f) Nach Nummer 36 wird folgende Nummer 36a eingefügt: 

„36a. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 eine Fahrschule für den Publikumsverkehr 

öffnet oder Dienstleistungen einer Fahrschule anbietet und keine Ausnahme nach 

Satz 2 vorliegt,“ 

g) In Nummer 53 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt. 

h) Die Nummern 54 bis 57 werden aufgehoben. 

12. In § 31 wird die Angabe „10.“ durch die Angabe „31.“ ersetzt. 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 

für Berlin in Kraft. 



 

 

Begründung: 
 
a) Allgemeines: 
 
Das Coronavirus SARS-CoV-2 stellt die gesamte Gesellschaft und das Gesundheits-
system vor enorme Herausforderungen. Es besteht weltweit, deutschland- und berlin-
weit eine sehr dynamische und ernstzunehmende Gefährdungslage für die Bevölke-
rung. Die Weltgesundheitsorganisation hat die Ausbreitung des Virus und die dadurch 
hervorgerufene Erkrankung COVID-19 am 11. März 2020 als Pandemie eingestuft. Die 
Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird derzeit insgesamt 
als hoch eingeschätzt. Besonders ältere Menschen und solche mit vorbestehenden 
Grunderkrankungen sind von schweren Krankheitsverläufen betroffen und können an 
COVID-19 sterben. Da derzeit weder eine Impfung noch eine spezifische Therapie zur 
Verfügung stehen, müssen alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, um die 
weitere Ausbreitung des Virus zu verzögern. Ziel ist es, durch eine weitgehende Ein-
dämmung der Virusausbreitung eine Verlangsamung des Infektionsgeschehens zu er-
reichen und damit die Belastung für das Gesundheitswesen insgesamt zu reduzieren. 
Belastungsspitzen sollen vermieden und die bestmögliche medizinische Versorgung 
für die gesamte Bevölkerung sichergestellt werden. 
 
Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand von Wissenschaft und Forschung ist davon 
auszugehen, dass der Hauptübertragungsweg von SARS-CoV-2 in der Bevölkerung 
durch eine Infektion über Tröpfchen oder Aerosole erfolgt. Durch Husten und Niesen 
aber auch bereits durch Sprechen oder Singen von teils mild erkrankten oder auch 
asymptomatisch infizierten Personen kommt es zu Übertragungen von Mensch zu 
Mensch. Übertragungen kommen im privaten und beruflichen Umfeld, aber auch bei 
Veranstaltungen und Ansammlungen von Menschen vor. Bei Veranstaltungen oder 
Ansammlungen von Menschen kann es zu einer Vielzahl von Übertragungen von 
SARS-CoV-2 kommen. 
 
Zugleich müssen die Schutzmaßnahmen angemessen gestaltet sein. Dabei sind die 
unterschiedlichen Gewährleistungsgehalte und Verhältnismäßigkeitsanforderungen 
der verschiedenen betroffenen Grundrechte zu beachten, insbesondere, wenn diese 
in ihrem Kerngehalt berührt oder vorbehaltlos gewährleistet sind. Mit den Änderungen 
des Infektionsschutzgesetzes durch das Dritte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung 
bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 18. November 2020 (BGBl. 
I S. 2397) haben diese Anforderungen an Kontur gewonnen; bisher häufig eingesetzte 
Maßnahmen werden in nicht abschließender Form aufgelistet. Die rechtliche Grund-
lage für die Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie ist durch diese 
Gesetzesänderung gestärkt worden, indem differenzierende Anforderungen an be-
stimmte Maßnahmen durch den parlamentarischen Gesetzgeber ausgeformt worden 
sind. Auch sieht das Infektionsschutzgesetz nunmehr ausdrücklich in § 28a Absatz 5 
vor, dass Rechtsverordnungen, die Maßnahmen gemäß § 28 Absatz 1 und § 28a Ab-
satz 1 Infektionsschutzgesetz vorsehen, mit einer allgemeinen Begründung zu verse-
hen und zeitlich zu befristen sind. 
 
Nachdem zwischenzeitlich eine Stabilisierung der Pandemie herbeigeführt werden 
konnte, steigen die Infektionszahlen seit September 2020 sowohl bundesweit wie auch 
in Berlin rasant. Zuletzt geschah dies in einem Ausmaß, das weit über die im Frühjahr 
beobachtbaren Fallzahlen hinausgeht. Mehr als zu jedem anderen Zeitpunkt der Pan-
demie ist das Gesundheitswesen gefährdet, überlastet zu werden. Mehr Menschen als 



 

 

zu jedem anderen Zeitpunkt der Pandemie sind wegen COVID-19 in stationärer Be-
handlung. Zugleich droht eine Überlastung der Gesundheitsämter durch die Vielzahl 
von nachzuverfolgenden Kontakten von infizierten Personen.  
 
Es gilt daher, die Zahl der Neuinfektion schnell und stark zu verringern, um die Pan-
demie zu stabilisieren. Dies ist jedoch nicht derart möglich, identifizierte Infektionsorte 
und -sachverhalte mit beschränkenden Maßnahmen zu versehen, da in Berlin weniger 
als 10% der festgestellten Neuinfektionen Ausbrüchen zugeordnet werden können. 
Vielmehr ist das Virus in der Bevölkerung sehr stark verbreitet, so dass nur allgemeine 
Maßnahmen einen hinreichenden Nutzen versprechend. Vor diesem Hintergrund ist 
das übergreifende Ziel, dass die Menschen zuhause bleiben und Kontakte sich auf ein 
Minimum reduzieren.  
 
Nach den Erfahrungen aus dem Frühjahr und den zunehmenden wissenschaftlichen 
Erkenntnissen über das Coronavirus SARS-CoV-2 ist die Vermeidung von physisch-
sozialen Kontakten das Kernelement zur Verhinderung von Infektionen. Die getroffe-
nen Maßnahmen stehen alle unter dem Zeichen, möglichst viele Kontakte zu vermei-
den, die nicht absolut notwendig sind. Auch unter Beachtung der grundrechtlich be-
sonders geschützten Kunstfreiheit ist es daher momentan nötig, die Kontaktreduktion 
auch dadurch zu erreichen, dass neben Freizeiteinrichtungen auch Kunst- und Kultur-
einrichtungen geschlossen bleiben müssen. Obwohl im Grunde die Möglichkeiten, 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen in solchen Einrichtungen besser sein können als in 
anderen Einrichtungen, fehlen noch ausreichende Hinweise, dass solch andere 
Schutzmaßnahmen in den zurückliegenden Monaten eine ausreichende Wirkung ent-
faltet haben. 
 
Zugleich müssen weitere schwere Belastungen für die Wirtschaft und das soziale Mit-
einander möglichst weitgehend vermieden werden. Ziel der getroffenen Maßnahmen 
ist es auch, die Einschränkungen nur so kurz wie möglich, jedoch so lange wie erfor-
derlich, in der jetzt festgelegten Intensität beizubehalten. Je später die Infektionsdyna-
mik umgekehrt wird, desto länger bzw. umfassender sind Beschränkungen erforder-
lich. 
 
Das Land Berlin steht dabei nicht alleine, sondern ist Teil der gemeinsamen bundes-
weiten Anstrengung bei der Bekämpfung der Pandemie. Die getroffenen Einschrän-
kungen stehen daher in einer Linie mit den am 05. Januar 2021 durch Bundeskanzlerin 
und Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vereinbarten Maßnahmen. 
 
 
b) Einzelbegründungen: 
 
zu Artikel 1 
 
Zu 1. 
Die Änderungen der Inhaltsübersicht sind durch die folgenden Änderungen der Ver-
ordnung bedingt. 

Zu 2. 

Die Änderung dient der Umsetzung des Bund-Länder-Beschlusses vom 05. Januar 
2021. Ziel von Bund und Ländern bleibt es, die 7-Tage-Inzidenz auf unter 50 Neuin-
fektionen pro 100.000 Einwohner zu senken, um die Gesundheitsämter – unterstützt 



 

 

von Bund und Ländern – wieder in die Lage zu versetzen, die Infektionsketten nach-
zuvollziehen. Die Wintermonate begünstigen durch die saisonalen Bedingungen die 
Ausbreitung des Virus. Um einer weiteren Ausbreitung entgegenzuwirken, ist es erfor-
derlich, private Zusammenkünfte noch stärker zu beschränken. Unter Berücksichti-
gung der Familiensituation von alleinerziehenden Eltern werden zur Vermeidung be-
sonderer Härten deren Kinder bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres nicht mitge-
zählt. Als alleinerziehend gilt insoweit z.B. auch wer ein geteiltes Sorge- oder Um-
gangsrecht ausübt ohne mit der Person, mit der dieses Recht geteilt wird in dauerhaf-
ter häuslicher Gemeinschaft zu leben. 

Zu 3. 

Die Begründung zu Ziffer 2 gilt entsprechend. Die besonderen Regelungen zu privaten 
Veranstaltungen an den Weihnachtstagen haben sich durch Zeitablauf erledigt und 
werden daher aufgehoben.  
 
zu 4. 

Zu a) 

Der für Bildung zuständigen Senatsverwaltung wird mit der Änderung ermöglicht, auch 
kurzfristig gesonderte Regelungen einzuführen, um eine angepasste Wiederaufnahme 
des Lehr-und Betreuungsbetriebs ins Präsenz einzuleiten.  
 
Zu b) und c) 
Um trotz der Verlängerung der Infektionsschutzmaßnahmen bis voraussichtlich Ende 
Januar 2021 die Durchführung von Prüfungen an Volkshochschulen und sonstigen 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung zu ermöglichen, werden ausnahmsweise Prä-
sensveranstaltungen erlaubt. Zur Gewährleistung eines Mindestmaßes an Infektions-
schutz wird vorausgesetzt, dass eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen und der Min-
destabstand von 1,5 Metern eingehalten wird. 
 
Zu 5. 
 
Zu Absatz 1 
Der neue Absatz 1 stellt klar, dass (schriftliche, mündliche und praktische) Prüfungen 
im Bereich der beruflichen Bildung weiterhin in Präsenzform durchgeführt werden dür-
fen. Dies gewährleistet insbesondere, dass Ausbildungs- sowie Weiterbildungs- und 
Fortbildungsabschlüsse erworben werden können, was für die künftigen Berufs- und 
Einkommensperspektiven des Einzelnen von zentraler Bedeutung ist. Die Möglichkeit 
von Präsenzprüfungen ist u.a. notwendig, damit Jugendliche trotz der coronabeding-
ten Einschränkungen ihre Ausbildung abschließen und Arbeitslose und Kurzarbeite-
rinnen und Kurzarbeiter, die die Zeit zum Erwerb neuer beruflicher Qualifikationen nut-
zen, einen Nachweis bezüglich ihrer neuen Kenntnisse und Fertigkeiten erwerben kön-
nen. Bei den Prüfungen sind die für die berufliche Bildung insgesamt geltenden 
Schutz- und Hygienebestimmungen (insbesondere hinsichtlich Mindestabstand, 
Mund-Nasen-Bedeckung, Schutz- und Hygienekonzept, Anwesenheitsdokumentation 
und Obergrenze der zeitgleich Anwesenden) zu beachten. 
 
Zu Absatz 2 
Der neue Absatz 2 appelliert an die Träger von Angeboten beruflicher Bildung, die 
Möglichkeiten des Online-Unterrichts zu nutzen, um das Risiko einer Ansteckung mit 



 

 

dem Corona-Virus zu reduzieren. Präsenzunterricht ist aber weiterhin möglich, insbe-
sondere, wenn ansonsten die Erreichung des Lernziels gefährdet wäre, die technische 
Ausstattung der Teilnehmenden keinen Online-Unterricht zulässt oder der Präsenzun-
terricht Voraussetzung für die finanzielle Förderung des Bildungsangebots ist. 
 
Zu Absatz 3 
Der neue Absatz 3 macht deutlich, dass auch die Maßnahmen zur Förderung der Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt in Präsenz durchgeführt werden können. Alternative 
Formen sollten dennoch auch hier vorrangig genutzt werden. 

Zu 6. 

Das Verkaufsverbot für Feuerwerk hat sich nach dem Jahreswechsel erledigt und wird 
daher aufgehoben. 

Zu 7. 

Die Änderung dient der Umsetzung des Bund-Länder-Beschlusses vom 05.Januar 
2021, wonach Betriebskantinen geschlossen werden sollen. Mit diesem Schließungs-
gebot wird ein weiterer alltäglicher Anlaufpunkt von Menschen eingeschränkt. Es be-
steht eine erhöhte Infektionsgefahr in solchen Situationen, da beim Verzehr von Spei-
sen und Getränken vor Ort keine Mund-Nasen-Bedeckung getragen werden kann. 
 
Um die betriebliche Versorgung mit Mahlzeiten zumindest teilweise zu erhalten, bleibt 
die Abgabe von mitnahmefähigen Speisen und Getränken zulässig. 
 
Zu 8. 
 
Zu a) 
Die Änderungen bewirken sprachliche Klarstellungen. 
 
Auch Sonnenstudios sind als Dienstleistungsgewerbe im Bereich der Körperpflege an-
zusehen. 
 
Zu b) 
Das neu eingeführte Öffnungsverbot von Fahrschulen für den Publikumsverkehr 
soll verhindern, dass Personen, die Fahrunterricht erteilen oder erhalten einer erhöh-
ten Ansteckungsgefahr innerhalb des Kraftfahrzeugs ausgesetzt sind. Außerdem wird 
durch die Unterbindung von Theorieunterricht auch eine Gelegenheit bei der sich grö-
ßere Menschengruppen bilden vermieden. Eine Ausnahme wird für staatliche und 
kommunale Stellen bzw. Unternehmen zugelassen, um deren Aufgabenwahrnehmung 
im Bereich der Daseinsvorsorge nicht zu beeinträchtigen. 
 
Zu 9. 
Die Änderung dient der Klarstellung, dass auch bei dienstlich veranlasstem Sport 
staatlicher Einrichtungen gesonderte Regelungen zu § 18 Absatz 1 und 2 möglich sind. 
 
Zu 10. 
Die Sonderregelungen für den Jahreswechsel haben sich durch Zeitablauf erledigt und 
werden daher aufgehoben. 
 
 



 

 

Zu 11. 
Die Änderungen am Ordnungswidrigkeitenkatalog sind Folgeänderungen zu den Än-
derungen zu 1 bis 6. 
 
 
Zu 12. 
Entsprechend des Bund-Länder-Beschlusses vom 05. Januar 2021 werden die Infek-
tionsschutzmaßnahmen zunächst bis zum 31.Januar 2021 verlängert. Eine Begren-
zung der Geltungsdauer von Verordnungen aufgrund § 32 in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 1 und § 28a Absatz 1 Infektionsschutzgesetz ist in § 28a Absatz 5 Infektions-
schutzgesetz vorgegeben. Die starke Begrenzung der Geltungsdauer der getroffenen, 
strengen Maßnahmen stellt sicher, dass die Einschränkungen nicht länger als notwen-
dig und nicht losgelöst von der jüngsten Entwicklung der Lage der Pandemie Anwen-
dung finden. 
 
 
Zu Artikel 2 
 
Artikel 2 regelt das In Kraft treten der Änderungsverordnung. 
 
 

  



 

 

Berlin, den 06. Januar 2021  
 
 

Der Senat von Berlin 
 
 
 
 
 
 
Michael Müller                Dilek Kalayci 

Regierender Bürgermeister     Senatorin für Gesundheit, 
   Pflege und Gleichstellung 

  



 

 

Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 
 

 
Alte Fassung Neue Fassung 

  

Erste Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverord-

nung 

Vom 22. Dezember 2020 

§ 2 

Kontaktbeschränkung, Aufenthalt im öffentli-

chen Raum 

(4) Beim Verlassen der eigenen Wohnung 

oder gewöhnlichen Unterkunft aus trifti-

gen Gründen im Sinne von Absatz 3 ist 

der Aufenthalt im öffentlichen Raum im 

Freien, insbesondere auf Straßen, We-

gen, Plätzen und in Grünanlagen nur al-

lein, im Kreise der in Absatz 2 genannten 

Personen oder mit Angehörigen eines 

weiteren Haushaltes gestattet; es gilt eine 

Personenobergrenze von höchstens fünf 

zeitgleich anwesenden Personen, wobei 

deren Kinder bis zur Vollendung des 12. 

Lebensjahres nicht mitgezählt werden. 

§ 9 

Veranstaltungen, Personenobergrenzen 

(7) Abweichend von den Absätzen 1 und 

2 sind Veranstaltungen oder Zusammen-

künfte im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltungen) 

nur im Kreise der in § 2 Absatz 2 genann-

ten Personen oder mit Angehörigen eines 

weiteren Haushaltes zulässig; es gilt eine 

Personenobergrenze von höchstens fünf 

zeitgleich anwesenden Personen, wobei 

deren Kinder bis zur Vollendung des 12. 

Lebensjahres nicht mitgezählt werden. 

Zweite Verordnung zur Änderung der  

SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverord-

nung 

Vom 6. Januar 2021 

§ 2 

Kontaktbeschränkung, Aufenthalt im öffentli-

chen Raum 

(4) Beim Verlassen der eigenen Wohnung 

oder gewöhnlichen Unterkunft aus trifti-

gen Gründen im Sinne von Absatz 3 ist 

der Aufenthalt im öffentlichen Raum im 

Freien, insbesondere auf Straßen, We-

gen, Plätzen und in Grünanlagen nur al-

lein, im Kreise der in Absatz 2 genannten 

Personen und zusätzlich mit höchstens 

einer weiteren Person gestattet, wobei bei 

Alleinerziehenden deren Kinder bis zur 

Vollendung des 12. Lebensjahres nicht 

mitgezählt werden. 

 

§ 9 

Veranstaltungen, Personenobergrenze 

(7) Abweichend von den Absätzen 1 und 

2 sind Veranstaltungen oder Zusammen-

künfte im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltungen) 

nur im Kreise der in § 2 Absatz 2 genann-

ten Personen und zusätzlich mit höchs-

tens einer weiteren Person zulässig, wo-

bei bei Alleinerziehenden deren Kinder 

bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 

nicht mitgezählt werden. 



 

 

Für den Zeitraum vom 24. Dezember bis 

zum Ablauf des 26. Dezember 2020 sind 

private Veranstaltungen nur im Kreise der 

in § 2 Absatz 2 genannten Personen oder 

mit Angehörigen von bis zu vier weiteren 

Haushalten, wobei eine Personenober-

grenze von fünf zeitgleich anwesenden 

Personen gilt und deren Kinder bis zur 

Vollendung des 14. Lebensjahres nicht 

mitgezählt werden, oder mit bis zu vier 

nicht dem eigenen Haushalt angehören-

den Verwandten in gerader Linie, Ge-

schwistern und deren Haushaltsangehöri-

gen sowie deren Kindern bis zur Vollen-

dung des 14. Lebensjahres zulässig. Satz 

2 gilt entsprechend für den Aufenthalt im 

öffentlichen Raum im Freien nach § 2 Ab-

satz 4. 

§ 13 

Kindertagesförderung, Hochschulen, Bildung 

(3) An öffentliche Schulen und Schulen in 

freier Trägerschaft einschließlich der Ein-

richtungen des Zweiten Bildungsweges 

und der Angebote der außerunterrichtli-

chen und ergänzenden Förderung und 

Betreuung darf vorbehaltlich der Absätze 

5 und 6 kein Lehr- und Betreuungsbetrieb 

in Präsenz stattfinden.  

(4) An Volkshochschulen sowie weiteren 

Einrichtungen der allgemeinen Erwachse-

nenbildung, Musikschulen, Jugendkunst-

schulen, Jugendverkehrsschulen, Gar-

tenarbeitsschulen sowie freien Einrichtun-

gen im Sinne des Schulgesetzes und 

ähnlichen Bildungseinrichtungen für Min-

derjährige darf kein Lehr- und Betreu-

ungsbetrieb in Präsenz stattfinden.  

(5) Prüfungen nach Maßgabe des Schul-
gesetzes und Leistungsüberprüfungen an 
öffentlichen Schulen und Ersatzschulen 
dürfen nach Vorgaben der für das Schul-
wesen zuständigen Senatsverwaltung 
durchgeführt werden, sofern hierbei ein 

 

 

 

 

 

 

 

§ 13 

Kindertagesförderung, Hochschulen, Bildung 

(3) An öffentliche Schulen und Schulen in 

freier Trägerschaft einschließlich der Ein-

richtungen des Zweiten Bildungsweges 

und der Angebote der außerunterrichtli-

chen und ergänzenden Förderung und 

Betreuung darf vorbehaltlich der Absätze 

5 und 6 kein Lehr- und Betreuungsbetrieb 

in Präsenz stattfinden. Abweichungen 

von Satz 1 zum Zwecke einer an das In-

fektionsgeschehen angepassten Wieder-

aufnahme des Lehr- und Betreuungsbe-

triebs in Präsenz bestimmt die für Bildung 

zuständige Senatsverwaltung durch 

Rechtsverordnung nach § 27 Absatz 1 

und Absatz 2. 

(4) An Volkshochschulen sowie weiteren 

Einrichtungen der allgemeinen Erwachse-

nenbildung, Musikschulen, Jugendkunst-

schulen, Jugendverkehrsschulen, Gar-

tenarbeitsschulen sowie freien Einrichtun-

gen im Sinne des Schulgesetzes und ähn-



 

 

Abstand zwischen den anwesenden Per-
sonen von mindestens 1,5 Metern ge-
währleistet ist. Zeugnisse dürfen von öf-
fentlichen Schulen und Ersatzschulen 
ausgegeben werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

lichen Bildungseinrichtungen darf vorbe-

haltlich des Absatzes 5 kein Lehr- und Be-

treuungsbetrieb in Präsenz stattfinden. 

(5) Prüfungen nach Maßgabe des Schul-

gesetzes und Leistungsüberprüfungen an 

öffentlichen Schulen und Ersatzschulen 

dürfen nach Vorgaben der für das Schul-

wesen zuständigen Senatsverwaltung 

durchgeführt werden, sofern hierbei ein 

Abstand zwischen den anwesenden Per-

sonen von mindestens 1,5 Metern ge-

währleistet ist. Zeugnisse dürfen von öf-

fentlichen Schulen und Ersatzschulen 

ausgegeben werden. Prüfungen an 

Volkshochschulen und an sonstigen Ein-

richtungen der Erwachsenenbildung dür-

fen durchgeführt werden, sofern hierbei 

ein Abstand zwischen den anwesenden 

Personen von mindestens 1,5 Metern ge-

währleistet ist und eine Mund-Nasen-Be-

deckung getragen wird. 

 

§ 13a 

Berufliche Bildung 

(1) Prüfungen in der beruflichen Bildung, 

insbesondere Prüfungen nach dem Be-

rufsbildungsgesetz in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 4. Mai 2020 

(BGBl. I S. 920) und der Handwerksord-

nung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 24. September 1998 (BGBl. I 

S. 3074; 2006 I S. 2095), die zuletzt durch 

Artikel 21 des Gesetzes vom 22. Dezem-

ber 2020 (BGBl. I S. 3256) geändert wor-

den ist, sowie sonstige Prüfungen im Be-

reich der beruflichen Aus-, Fort- und Wei-

terbildung dürfen unter Beachtung der 

grundsätzlichen Pflichten sowie der 

Schutz- und Hygieneregeln dieser Ver-

ordnung in Präsenzform durchgeführt 

werden. Zulässig in Präsenzform sind 

mündliche, schriftliche und praktische 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 14 

Einzelhandel, Märkte 

(3) Der Verkauf und die Abgabe von Feu-

erwerk und anderen pyrotechnischen Ge-

genständen sind untersagt. 

 

§ 15 

Gastronomie 

(1) Gaststätten im Sinne des Gaststätten-

gesetzes in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 20. November 1998 (BGBl. I 

S. 3418), das zuletzt durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 

420) geändert worden ist, dürfen nicht für 

den Publikumsverkehr geöffnet werden. 

Sie dürfen vorbehaltlich § 8 Absatz 1 

Speisen und Getränke zur Abholung oder 

zur Lieferung anbieten. Für die Abholung 

sind geeignete Vorkehrungen zur Steue-

rung der Kaufabwicklung und zur Vermei-

dung von Menschenansammlungen zu 

treffen.  

(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen in 
Kantinen Speisen und Getränke nur an 
Tischen sowie sitzend an Theken und 

Prüfungen, einschließlich Prüfungen 

sportlicher und musikalischer Art. 

(2) Die Verantwortlichen für Angebote be-

ruflicher Bildung sind grundsätzlich gehal-

ten, zur Vermeidung physisch sozialer 

Kontakte den Lehrbetrieb vorrangig in al-

ternativen Formen zum Präsenzunterricht 

durchzuführen, sofern dies möglich und 

mit dem Lernziel vereinbar ist. Bei Durch-

führung in Präsenzform ist die Einhaltung 

der Bestimmungen dieser Verordnung zu 

gewährleisten. 

(3) Für Maßnahmen zur Förderung der 

Eingliederung in den Arbeitsmarkt gilt Ab-

satz 2 entsprechend. 

 

 

 

 

§ 15 

Gastronomie 

Gaststätten im Sinne des Gaststättenge-

setzes in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 20. November 1998 (BGBl. I 

S. 3418), das zuletzt durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 

420) geändert worden ist und Kantinen, 

dürfen nicht für den Publikumsverkehr ge-

öffnet werden. Sie dürfen vorbehaltlich § 

8 Absatz 1 Speisen und Getränke zur Ab-

holung oder zur Lieferung anbieten. Für 

die Abholung sind geeignete Vorkehrun-

gen zur Steuerung der Kaufabwicklung 

und zur Vermeidung von Menschenan-

sammlungen zu treffen. 



 

 

Tresen verzehrt werden. Die Bestuhlung 
und Anordnung der Tische ist so vorzu-
nehmen, dass zwischen Personen, die 
nicht unter die Ausnahme des § 3 Absatz 
2 fallen, ein Mindestabstand von 1,5 Me-
tern eingehalten wird. Abweichend von 
Satz 2 sowie § 3 Absatz 1 Satz 1 dürfen 
bis zu zwei Personen mit weniger als 1,5 
Metern Abstand untereinander an einem 
Tisch sitzen. Im Freien kann der Mindest-
abstand nach Satz 2 unterschritten wer-
den, sofern der Schutz vor Tröpfchenin-
fektionen und Aerosolen sichergestellt ist. 
Im Abstandsbereich dürfen sich keine 
Personen aufhalten. Ein verstärktes Rei-
nigungs- und Desinfektionsregime ist si-
cherzustellen.  

§ 17 

Dienstleistungen 

(1) Dienstleistungsgewerbe im Bereich 
der Körperpflege wie Friseurbetriebe, 
Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tat-
too-Studios und ähnliche Betriebe dürfen 
weder für den Publikumsverkehr geöffnet 
werden noch ihre Dienste anbieten. Satz 
1 gilt nicht für medizinisch notwendige Be-
handlungen, insbesondere Physio-, Ergo- 
und Logotherapie, Podologie, Fußpflege 
und Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker. 

 

 

 

 

§ 18 

Sportausübung 

(1) Sport darf vorbehaltlich des Satzes 2 
nur alleine oder mit einer anderen Person 
kontaktfrei und unter Einhaltung der Ab-

 

 

 

 

 

 

§ 17 

Dienstleistungen 

(1) Dienstleistungsgewerbe im Bereich 
der Körperpflege wie Friseurbetriebe, 
Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tat-
too-Studios und ähnliche Betriebe dürfen 
weder für den Publikumsverkehr geöffnet 
werden noch ihre Dienste anbieten. Satz 
1 gilt nicht für medizinisch notwendige Be-
handlungen, insbesondere Physio- und 
Ergotherapie, Logopädie, Podologie, 
Fußpflege und Behandlungen durch Heil-
praktikerinnen und Heilpraktiker. 

(3) Fahrschulen dürfen weder für den 
Publikumsverkehr geöffnet werden noch 
ihre Dienste anbieten. Satz 1 gilt nicht im 
Rahmen des Erwerbs von Fahrerlaubnis-
sen durch Angehörige kommunaler Un-
ternehmen oder staatlicher Stellen zu 
dienstlichen Zwecken. 

§ 18 

Sportausübung 

(1) Sport darf vorbehaltlich des Satzes 2 

nur alleine oder mit einer anderen Person 

kontaktfrei und unter Einhaltung der Ab-

standsregelungen nach § 3 Absatz 1 er-

folgen. Für folgende Personengruppen 

gilt die Beschränkung des Satz 1 nicht:  



 

 

standsregelungen nach § 3 Absatz 1 er-
folgen. Für folgende Personengruppen 
gilt die Beschränkung des Satz 1 nicht:  

1. für den Personenkreis gemäß § 2 Ab-

satz 2,  

2. für Bundes- und Landeskaderathletin-

nen und -athleten, Profiligen und Be-

rufssportlerinnen und Berufssportler,  

3. für Kinder im Alter von bis zu 12 Jah-

ren, wenn der Sport im Freien in festen 

Gruppen von maximal 10 anwesen-

den Personen zuzüglich einer betreu-

enden Person ausgeübt wird und  

4. für ärztlich verordneten Rehabilitati-

onssport oder ärztlich verordnetes 

Funktionstraining im Sinne des § 64 

Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Neun-

ten Buches Sozialgesetzbuch in fes-

ten Gruppen von bis zu höchstens 

zehn Personen zuzüglich einer 

übungsleitenden Person; bei beson-

deren im Einzelfall zu begründenden 

Härtefällen ist die Beteiligung weiterer 

Personen zulässig, soweit dies zwin-

gend notwendig ist, um den Teilneh-

menden die Ausübung des Rehabilita-

tionssports oder Funktionstrainings zu 

ermöglichen. 

Die Verantwortlichen sind verpflichtet vor 
Beginn der Sporteinheit auf die Einhal-
tung des Schutz- und Hygienekonzepts 
nach § 6 Absatz 1 hinzuweisen und für 
dessen Umsetzung Sorge zu tragen. Re-
gelungen über den Sport an öffentlichen 
Schulen und Schulen in freier Träger-
schaft, an Einrichtungen der Berufsbil-
dung sowie als studienbezogener Lehrbe-
trieb der Hochschulen gehen diesem Ab-
satz und Absatz 2 vor.  

 

(4) Die Sportausübung in Schwimmbä-

dern ist ausschließlich für Bundes- und 

5. für den Personenkreis gemäß § 2 Ab-

satz 2, 

6. für Bundes- und Landeskaderathletin-

nen und -athleten, Profiligen und Be-

rufssportlerinnen und Berufssportler, 

7. für Kinder im Alter von bis zu 12 Jah-

ren, wenn der Sport im Freien in festen 

Gruppen von maximal 10 anwesen-

den Personen zuzüglich einer betreu-

enden Person ausgeübt wird und 

8. für ärztlich verordneten Rehabilitati-

onssport oder ärztlich verordnetes 

Funktionstraining im Sinne des § 64 

Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Neun-

ten Buches Sozialgesetzbuch in fes-

ten Gruppen von bis zu höchstens 

zehn Personen zuzüglich einer 

übungsleitenden Person; bei beson-

deren im Einzelfall zu begründenden 

Härtefällen ist die Beteiligung weiterer 

Personen zulässig, soweit dies zwin-

gend notwendig ist, um den Teilneh-

menden die Ausübung des Rehabilita-

tionssports oder Funktionstrainings zu 

ermöglichen. 

Die Verantwortlichen sind verpflichtet vor 

Beginn der Sporteinheit auf die Einhal-

tung des Schutz- und Hygienekonzepts 

nach § 6 Absatz 1 hinzuweisen und für 

dessen Umsetzung Sorge zu tragen. Re-

gelungen über den Sport an öffentlichen 

Schulen und Schulen in freier Träger-

schaft, an Einrichtungen der Berufsbil-

dung sowie als studienbezogener Lehrbe-

trieb der Hochschulen und als dienstlich 

veranlasster Sport staatlicher Einrichtun-

gen gehen diesem Absatz und Absatz 2 

vor. 

(4) Die Sportausübung in Schwimmbä-

dern ist ausschließlich für Bundes- und 

Landeskaderathletinnen und -athleten, 

Profiligen und Berufssportlerinnen 



 

 

Landeskaderathletinnen und -athleten, 

Profiligen und Berufssportlerinnen und 

sportler, für den Sport als Unterrichtsfach 

an öffentlichen Schulen und Schulen in 

freier Trägerschaft, an Einrichtungen der 

Berufsbildung und als studienbezogener 

Lehrbetrieb der Hochschulen, für thera-

peutische Behandlungen sowie Nutzun-

gen nach Maßgabe des Absatz 1 Satz 2 

Nummer 4 zulässig. Die Nutzung der Frei- 

und Strandbäder ist untersagt. 

 

 

 

4. Teil – Sonderregelungen für den Jahres-

wechsel 2020/21 

§ 24 Ausschank, Abgabe und Verkauf von 

alkoholischen Getränken  

Am 31. Dezember 2020 in der Zeit von 14 

Uhr bis 06 Uhr des Folgetages ist abwei-

chend von § 8 Absatz 1Satz 1 der Aus-

schank, die Abgabe und der Verkauf von 

alkoholischen Getränken verboten.  

§ 25 Verwendung von Feuerwerk; Aufenthalt 

an belebten Orten  

Für den Zeitraum vom 31. Dezember 

2020 bis einschließlich 1. Januar 2021 ist 

abweichend von § 2 Absatz 1 Satz4, Ab-

satz 3 und 4 der Aufenthalt sowie die Ver-

wendung von Feuerwerk und anderen py-

rotechnischen Gegenständen auf öffentli-

chen Straßen, Plätzen und in Grünanla-

gen, die von der für Inneres zuständigen 

Senatsverwaltung im Einvernehmen mit 

der für Gesundheit zuständigen Senats-

verwaltung zur Gewährleistung der Ein-

haltung infektionsschutzrechtlicher Vor-

schriften besonders ausgewiesen wer-

den, verboten. Die Ausweisung ist im 

Amtsblatt für Berlin bekannt zu machen 

und -sportler, für den Sport als Unter-

richtsfach an öffentlichen Schulen und 

Schulen in freier Trägerschaft, an Einrich-

tungen der Berufsbildung und als studien-

bezogener Lehrbetrieb der Hochschulen, 

für therapeutische Behandlungen sowie 

Nutzungen nach Maßgabe des Absatz 1 

Satz 2 Nummer 4 und als dienstlich ver-

anlasster Sport staatlicher Einrichtungen. 

Die Nutzung der Frei- und Strandbäder ist 

untersagt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

und kann auch Ausnahmen für die profes-

sionelle Verwendung von Feuerwerk und 

anderen pyrotechnischen Gegenständen 

vorsehen. Das Durchqueren der in Satz 1 

genannten Orte gilt nicht als Aufenthalt. 

Das Verbot des Aufenthalts gilt nicht in 

Notfällen oder in Fällen besonderen Be-

darfs.  

§ 26 Versammlungen  

Im Zeitraum vom 31. Dezember 2020 bis 

einschließlich 1. Januar 2021 sind abwei-

chend von § 10 Versammlungen im Sinne 

von Artikel 8 des Grundgesetzes und Ar-

tikel 26 der Verfassung von Berlin verbo-

ten.  

§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrig-

keiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a 

Nummer 24 und Absatz 2 des Infektions-

schutzgesetzes und dem Gesetz über 

Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 

(BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 

3 der Verordnung vom 30. November 

2020 (BGBl. S. 2600) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 

73 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infekti-

onsschutzgesetzes mit einer Geldbuße 

von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Ab-

satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutz-

gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen §2 Absatz 1 Satz 4 die ei-

gene Wohnung oder die gewöhnliche 

Unterkunft verlässt und kein triftiger 

Grund nach Absatz 3 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 4 sich im öffentli-

chen Raum im Freien mit anderen als 

 

 

 

 

 

 

§ 29 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrig-

keiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a 

Nummer 24 und Absatz 2 des Infektions-

schutzgesetzes und dem Gesetz über 

Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 

(BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 

3 der Verordnung vom 30. November 

2020 (BGBl. S. 2600) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 

73 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infekti-

onsschutzgesetzes mit einer Geldbuße 

von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Ab-

satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutz-

gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 4 die ei-

gene Wohnung oder die gewöhnliche 

Unterkunft verlässt und kein triftiger 

Grund nach Absatz 3 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 4 sich im öffentli-

chen Raum im Freien mit anderen als 



 

 

den dort genannten Personen ge-

meinsam aufhält und keine Ausnahme 

nach Absatz 5 vorliegt, 

3. entgegen § 2 Absatz 4 in Verbindung 

mit § 9 Absatz 7 Satz 2 sich in dem 

Zeitraum vom 24. Dezember bis zum 

Ablauf des 26. Dezember 2020 im öf-

fentlichen Raum im Freien mit ande-

ren als den dort genannten Personen 

aufhält, 

4. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 den Min-

destabstand von 1,5 Metern zu ande-

ren als in § 2 Absatz 2 genannten 

Menschen im öffentlichen Raum nicht 

einhält und keine Ausnahme nach § 3 

Absatz 1 Satz 2 oder § 18 vorliegt, 

5. entgegen § 4 Absatz 1 oder Absatz 2 

Nummer 1 erster Halbsatz oder Num-

mer 2 oder entgegen § 10 Absatz 2 

Satz 1 keine Mund-Nasen-Bedeckung 

trägt und keine Ausnahme nach § 4 

Absatz 2 Nummer 1 zweiter Halbsatz, 

Absatz 3 oder § 10 Absatz 2 Satz 2 

vorliegt, 

6. entgegen § 5 Absatz 1, 2 oder 4 als 

Verantwortliche oder Verantwortlicher 

keine Anwesenheitsdokumentation 

führt, diese nicht für die Dauer von vier 

Wochen aufbewahrt oder speichert, 

sie den auf Verlangen der zuständigen 

Behörden nicht zugänglich macht, 

aushändigt, auf sonstige Weise den 

Zugriff ermöglicht, sie nach Ablauf der 

Aufbewahrungsfrist nicht vernichtet o-

der löscht oder anwesende Personen, 

die unvollständig oder offensichtlich 

falsche Angaben nach Absatz 2 Satz 

1 machen; den Zutritt oder den weite-

ren Verbleib nicht verwehrt, soweit 

keine Ausnahme nach Absatz 5 vor-

liegt, 

den dort genannten Personen ge-

meinsam aufhält und keine Ausnahme 

nach Absatz 5 vorliegt, 

3. (aufgehoben) 

4. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 den Min-

destabstand von 1,5 Metern zu ande-

ren als in § 2 Absatz 2 genannten 

Menschen im öffentlichen Raum nicht 

einhält und keine Ausnahme nach § 3 

Absatz 1 Satz 2 oder § 18 vorliegt, 

5. entgegen § 4 Absatz 1 oder Absatz 2 

Nummer 1 erster Halbsatz oder Num-

mer 2 oder entgegen § 10 Absatz 2 

Satz 1 keine Mund-Nasen-Bedeckung 

trägt und keine Ausnahme nach § 4 

Absatz 2 Nummer 1 zweiter Halbsatz, 

Absatz 3 oder § 10 Absatz 2 Satz 2 

vorliegt, 

6. entgegen § 5 Absatz 1, 2 oder 4 als 

Verantwortliche oder Verantwortlicher 

keine Anwesenheitsdokumentation 

führt, diese nicht für die Dauer von vier 

Wochen aufbewahrt oder speichert, 

sie den auf Verlangen der zuständigen 

Behörden nicht zugänglich macht, 

aushändigt, auf sonstige Weise den 

Zugriff ermöglicht, sie nach Ablauf der 

Aufbewahrungsfrist nicht vernichtet o-

der löscht oder anwesende Personen, 

die unvollständig oder offensichtlich 

falsche Angaben nach Absatz 2 Satz 

1 machen; den Zutritt oder den weite-

ren Verbleib nicht verwehrt, soweit 

keine Ausnahme nach Absatz 5 vor-

liegt, 

7. entgegen § 5 Absatz 3 Angaben nach 

§ 5 Absatz 2 Satz 1 nicht vollständig 

oder nicht wahrheitsgemäß macht, so-

weit keine Ausnahme nach Absatz 5 

vorliegt, 



 

 

7. entgegen § 5 Absatz 3 Angaben nach 

§ 5 Absatz 2 Satz 1 nicht vollständig 

oder nicht wahrheitsgemäß macht, so-

weit keine Ausnahme nach Absatz 5 

vorliegt, 

8. entgegen § 6 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde ihr kein 

Schutz- und Hygienekonzept vorlegt, 

soweit keine Ausnahme nach Absatz 

4 vorliegt, oder die Einhaltung der im 

Schutz- und Hygienekonzept festge-

legten Schutzmaßnahmen nicht si-

cherstellt, 

9. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher 

keine Aushänge zu den Abstands- 

und Hygieneregeln gut sichtbar an-

bringt, soweit keine Ausnahme nach 

Absatz 4 vorliegt, 

10. entgegen § 7 Satz 1 in geschlossenen 

Räumen gemeinsam singt, ohne die 

im Hygienerahmenkonzept oder in ei-

ner Rechtsverordnung der für Kultur 

ständigen Senatsverwaltung festge-

legten Hygiene- und Infektionsstan-

dards einzuhalten und keine Aus-

nahme nach Satz 2 vorliegt, 

11. entgegen § 8 Absatz 1 alkoholische 

Getränke in der Zeit von 23 Uhr bis 6 

Uhr des Folgetages ausschenkt, ab-

gibt oder verkauft oder außerhalb die-

ses Zeitraums alkoholische Getränke 

abgibt oder verkauft, die nach ihrer 

Darreichungsform zum unmittelbaren 

Verzehr bestimmt oder geeignet sind 

und keine Ausnahme nach Satz 3 vor-

liegt, 

12. entgegen § 8 Absatz 2 im öffentlichen 

Raum im Freien alkoholische Ge-

tränke verzehrt, 

8. entgegen § 6 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher auf Verlan-

gen der zuständigen Behörde ihr kein 

Schutz- und Hygienekonzept vorlegt, 

soweit keine Ausnahme nach Absatz 

4 vorliegt, oder die Einhaltung der im 

Schutz- und Hygienekonzept festge-

legten Schutzmaßnahmen nicht si-

cherstellt, 

9. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher 

keine Aushänge zu den Abstands- 

und Hygieneregeln gut sichtbar an-

bringt, soweit keine Ausnahme nach 

Absatz 4 vorliegt, 

10. entgegen § 7 Satz 1 in geschlossenen 

Räumen gemeinsam singt, ohne die 

im Hygienerahmenkonzept oder in ei-

ner Rechtsverordnung der für Kultur 

ständigen Senatsverwaltung festge-

legten Hygiene- und Infektionsstan-

dards einzuhalten und keine Aus-

nahme nach Satz 2 vorliegt, 

11. entgegen § 8 Absatz 1 alkoholische 

Getränke in der Zeit von 23 Uhr bis 6 

Uhr des Folgetages ausschenkt, ab-

gibt oder verkauft oder außerhalb die-

ses Zeitraums alkoholische Getränke 

abgibt oder verkauft, die nach ihrer 

Darreichungsform zum unmittelbaren 

Verzehr bestimmt oder geeignet sind 

und keine Ausnahme nach Satz 3 vor-

liegt, 

12. entgegen § 8 Absatz 2 im öffentlichen 

Raum im Freien alkoholische Ge-

tränke verzehrt, 

13. entgegen § 9 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung im Freien die Einhaltung 

der zulässigen Teilnehmendenzahl 

nicht gewährleistet und keine Aus-

nahme nach Absatz 3 vorliegt, 



 

 

13. entgegen § 9 Absatz 1 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung im Freien die Einhaltung 

der zulässigen Teilnehmendenzahl 

nicht gewährleistet und keine Aus-

nahme nach Absatz 3 vorliegt, 

14. entgegen § 9 Absatz 2 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung in geschlossenen Räumen 

die Einhaltung der zulässigen Teilneh-

mendenzahl nicht gewährleistet und 

keine Ausnahme nach Absatz 3 vor-

liegt, 

15. entgegen § 9 Absatz 4 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter einer Veranstaltung 

die Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

16. entgegen § 9 Absatz 5 Konzerte, The-

ater-, Opern- und Konzertaufführun-

gen, musikalische und künstlerische 

Darbietungen vor körperlich anwesen-

dem Publikum einschließlich Tanzver-

anstaltungen und anderen Veranstal-

tungen, die dem Kulturbereich zuzu-

ordnen sind, durchführt, 

17. entgegen § 9 Absatz 6 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter Veranstaltungen 

durchführt, die dem Freizeit- und Un-

terhaltungsbereich zuzuordnen sind, 

durchführt, 

18. entgegen § 9 Absatz 7 Satz 1 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Veranstaltungen oder Zusammen-

künften im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltun-

gen) mit anderen als den dort genann-

ten Personen durchführt, 

19. entgegen § 9 Absatz 7 Satz 2 in dem 

Zeitraum vom 24. Dezember bis zum 

Ablauf des 26. Dezember 2020 als 

14. entgegen § 9 Absatz 2 als Verantwort-

liche oder Verantwortlicher einer Ver-

anstaltung in geschlossenen Räumen 

die Einhaltung der zulässigen Teilneh-

mendenzahl nicht gewährleistet und 

keine Ausnahme nach Absatz 3 vor-

liegt, 

15. entgegen § 9 Absatz 4 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter einer Veranstaltung 

die Einhaltung der Hygiene- und Ab-

standsregeln nicht gewährleistet, 

16. entgegen § 9 Absatz 5 Konzerte, The-

ater-, Opern- und Konzertaufführun-

gen, musikalische und künstlerische 

Darbietungen vor körperlich anwesen-

dem Publikum einschließlich Tanzver-

anstaltungen und anderen Veranstal-

tungen, die dem Kulturbereich zuzu-

ordnen sind, durchführt, 

17. entgegen § 9 Absatz 6 als verantwort-

liche Veranstalterin oder verantwortli-

cher Veranstalter Veranstaltungen 

durchführt, die dem Freizeit- und Un-

terhaltungsbereich zuzuordnen sind, 

durchführt, 

18. entgegen § 9 Absatz 7 Satz 1 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Veranstaltungen oder Zusammen-

künften im Familien-, Bekannten- oder 

Freundeskreis (private Veranstaltun-

gen) mit anderen als den dort genann-

ten Personen durchführt, 

19. (aufgehoben) 

20. entgegen § 9 Absatz 8 Satz 2 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Beerdigungen und Feierlichkeiten an-

lässlich einer Beerdigung die Einhal-

tung der zulässigen Teilnehmenden-

zahl nicht gewährleistet, 

21. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 

als die Versammlung veranstaltende 



 

 

Verantwortliche oder Verantwortlicher 

von privaten Veranstaltungen mit an-

deren als den dort genannten Perso-

nen durchführt, 

20. entgegen § 9 Absatz 8 Satz 2 als Ver-

antwortliche oder Verantwortlicher von 

Beerdigungen und Feierlichkeiten an-

lässlich einer Beerdigung die Einhal-

tung der zulässigen Teilnehmenden-

zahl nicht gewährleistet, 

21. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 

als die Versammlung veranstaltende 

Person kein Schutz- und Hygienekon-

zept erstellt oder dieses auf Verlangen 

der Versammlungsbehörde nicht vor-

legt, 

22. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 4 als die 

Versammlung leitende Person die Ein-

haltung des Schutz- und Hygienekon-

zept bei der Durchführung der Ver-

sammlung nicht sicherstellt, 

23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle im Sinne des Berliner Ladenöff-

nungsgesetzes diese öffnet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

24. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle diese an Sonn- und Feiertagen 

öffnet und keine Ausnahme nach Satz 

2 vorliegt, 

25. entgegen § 14 Absatz 3 Feuerwerk o-

der andere pyrotechnische Gegen-

stände verkauft oder abgibt, 

26. entgegen § 14 Absatz 5 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer Verkaufsstelle, 

eines Kaufhauses oder eines Ein-

kaufszentrums (Mall) mehr als die 

Person kein Schutz- und Hygienekon-

zept erstellt oder dieses auf Verlangen 

der Versammlungsbehörde nicht vor-

legt, 

22. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 4 als die 

Versammlung leitende Person die Ein-

haltung des Schutz- und Hygienekon-

zept bei der Durchführung der Ver-

sammlung nicht sicherstellt, 

23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle im Sinne des Berliner Ladenöff-

nungsgesetzes diese öffnet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

24. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber einer Verkaufs-

stelle diese an Sonn- und Feiertagen 

öffnet und keine Ausnahme nach Satz 

2 vorliegt, 

25. (aufgehoben) 

26. entgegen § 14 Absatz 5 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer Verkaufsstelle, 

eines Kaufhauses oder eines Ein-

kaufszentrums (Mall) mehr als die 

nach der Fläche der Verkaufsfläche o-

der des Geschäftsraumes höchstens 

zulässige Personenzahl einlässt oder 

Aufenthaltsanreize schafft, 

27. entgegen § 14 Absatz 6 Weihnachts-

märkte, Jahrmärkte, Kunst- und Ge-

brauchtwarenmärkte (Flohmärkte), 

Spezialmärkte oder Volksfeste veran-

staltet, 

28. entgegen § 15 Satz 1 als verantwortli-

che Betreiberin oder verantwortlicher 

Betreiber eine Gaststätte oder eine 

Kantine für den Publikumsverkehr öff-

net oder entgegen § 15 Satz 3 keine 

Vorkehrungen zur Steuerung der 



 

 

nach der Fläche der Verkaufsfläche o-

der des Geschäftsraumes höchstens 

zulässige Personenzahl einlässt oder 

Aufenthaltsanreize schafft, 

27. entgegen § 14 Absatz 6 Weihnachts-

märkte, Jahrmärkte, Kunst- und Ge-

brauchtwarenmärkte (Flohmärkte), 

Spezialmärkte oder Volksfeste veran-

staltet, 

28. entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eine Gaststätte für 

den Publikumsverkehr öffnet oder 

keine Vorkehrungen zur Steuerung 

der Kaufabwicklung oder zur Vermei-

dung von Menschenansammlungen 

trifft, 

29. entgegen § 15 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer Kantine die Ein-

haltung der Hygiene- und Abstandsre-

geln nicht gewährleistet, 

30. entgegen § 16 Absatz 1 Stadtrund-

fahrten, Schiffsausflüge und vergleich-

bare Angebote zu touristischen Zwe-

cken durchführt, 

31. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

Übernachtungen anbietet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

32. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 3 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

nicht vor Abschluss eines Vertrages 

den Zweck der Vermietung oder Be-

herbergung der Gäste erfragt und 

Kaufabwicklung oder zur Vermeidung 

von Menschenansammlungen trifft, 

29. (aufgehoben) 

30. entgegen § 16 Absatz 1 Stadtrund-

fahrten, Schiffsausflüge und vergleich-

bare Angebote zu touristischen Zwe-

cken durchführt, 

31. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

Übernachtungen anbietet und keine 

Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

32. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 3 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Hotels, Be-

herbergungsbetriebes, einer Ferien-

wohnung und ähnlicher Einrichtung 

nicht vor Abschluss eines Vertrages 

den Zweck der Vermietung oder Be-

herbergung der Gäste erfragt und 

diese nicht zusammen mit den erfass-

ten Personaldaten des Gastes doku-

mentiert, 

33. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 4 als 

Gast eines Hotels, Beherbergungsbe-

triebes, einer Ferienwohnung und 

ähnlicher Einrichtung die Angabe nicht 

vollständig oder nicht wahrheitsge-

mäß macht, 

34. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 Dienst-

leistungsgewerbe im Bereich der Kör-

perpflege für den Publikumsverkehr 

öffnet oder Dienstleistungen im Be-

reich der Körperpflege anbietet und 

keine Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

35. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 1 ein 

Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes betreibt, 



 

 

diese nicht zusammen mit den erfass-

ten Personaldaten des Gastes doku-

mentiert, 

33. entgegen § 16 Absatz 2 Satz 4 als 

Gast eines Hotels, Beherbergungsbe-

triebes, einer Ferienwohnung und 

ähnlicher Einrichtung die Angabe nicht 

vollständig oder nicht wahrheitsge-

mäß macht, 

34. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 Dienst-

leistungsgewerbe im Bereich der Kör-

perpflege für den Publikumsverkehr 

öffnet oder Dienstleistungen im Be-

reich der Körperpflege anbietet und 

keine Ausnahme nach Satz 2 vorliegt, 

35. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 1 ein 

Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes betreibt, 

entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 sexuelle 

Dienstleistungen mit Körperkontakt oder 

erotische Massagen in Anspruch nimmt, 

36. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Sport 

nicht kontaktfrei oder mit mehr als ei-

ner anderen Person ausübt und keine 

Ausnahme nach § 18 Absatz 1 Satz 2 

vorliegt, 

37. entgegen § 18 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer gedeckten 

Sportanlage, eines Fitness- oder 

Tanzstudios oder einer ähnlichen Ein-

richtung diese oder dieses für andere 

als die dort zulässige Nutzung öffnet, 

38. entgegen § 18 Absatz 3 den Wett-

kampfbetrieb ohne ein Nutzungs- und 

Hygienekonzept des jeweiligen Sport-

fachverbandes durchführt, dessen Re-

geln nicht beachtet oder Zuschauende 

zulässt, 

36. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 sexu-

elle Dienstleistungen mit Körperkon-

takt oder erotische Massagen in An-

spruch nimmt, 

36a. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 eine 

Fahrschule für den Publikumsverkehr öff-

net oder Dienstleistungen einer Fahr-

schule anbietet und keine Ausnahme 

nach Satz 2 vorliegt, 

37. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Sport 

nicht kontaktfrei oder mit mehr als ei-

ner anderen Person ausübt und keine 

Ausnahme nach § 18 Absatz 1 Satz 2 

vorliegt, 

38. entgegen § 18 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber einer gedeckten 

Sportanlage, eines Fitness- oder 

Tanzstudios oder einer ähnlichen Ein-

richtung diese oder dieses für andere 

als die dort zulässige Nutzung öffnet, 

39. entgegen § 18 Absatz 3 den Wett-

kampfbetrieb ohne ein Nutzungs- und 

Hygienekonzept des jeweiligen Sport-

fachverbandes durchführt, dessen Re-

geln nicht beachtet oder Zuschauende 

zulässt, 

40. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Schwimm-

bades, dieses für andere als die dort 

zulässige Nutzung öffnet, 

41. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 2 Frei- 

oder Strandbäder nutzt, 

42. entgegen § 19 Kinos, Theater, Opern-

häuser, Konzerthäuser, Museen, Ge-

denkstätten und kulturelle Veranstal-

tungsstätten in öffentlicher oder priva-

ter Trägerschaft für den Publikumsver-

kehr öffnet, 



 

 

39. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 1 als ver-

antwortliche Betreiberin oder verant-

wortlicher Betreiber eines Schwimm-

bades, dieses für andere als die dort 

zulässige Nutzung öffnet, 

40. entgegen § 18 Absatz 4 Satz 2 Frei- 

oder Strandbäder nutzt, 

41. entgegen § 19 Kinos, Theater, Opern-

häuser, Konzerthäuser, Museen, Ge-

denkstätten und kulturelle Veranstal-

tungsstätten in öffentlicher oder priva-

ter Trägerschaft für den Publikumsver-

kehr öffnet, 

42. entgegen § 20 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber eine Tanzlustbarkeit 

oder ein ähnliches Unternehmen für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

43. entgegen § 20 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber Saunen, Dampfbäder, 

Thermen oder ähnliche Einrichtungen 

öffnet, 

44. entgegen § 20 Absatz 3 Vergnügungs-

stätten im Sinne der Baunutzungsver-

ordnung in der Fassung der Bekannt-

machung vom 22. Februar 1999 

(BGBl. I S. 2020), Freizeitparks, Be-

triebe für Freizeitaktivitäten sowie 

Spielhallen, Spielbanken, Wettvermitt-

lungsstellen und ähnliche Betriebe für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

45. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nach § 2 Nummer 17 des 

Infektionsschutzgesetzes nach der 

Einreise nicht unverzüglich auf direk-

tem Weg in die eigene Häuslichkeit o-

der eine andere geeignete Unterkunft 

begibt, soweit keine Ausnahme nach 

§ 22 Absatz 1 bis 5 vorliegt, 

43. entgegen § 20 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber eine Tanzlustbarkeit 

oder ein ähnliches Unternehmen für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

44. entgegen § 20 Absatz 2 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-

licher Betreiber Saunen, Dampfbäder, 

Thermen oder ähnliche Einrichtungen 

öffnet, 

45. entgegen § 20 Absatz 3 Vergnügungs-

stätten im Sinne der Baunutzungsver-

ordnung in der Fassung der Bekannt-

machung vom 22. Februar 1999 

(BGBl. I S. 2020), Freizeitparks, Be-

triebe für Freizeitaktivitäten sowie 

Spielhallen, Spielbanken, Wettvermitt-

lungsstellen und ähnliche Betriebe für 

den Publikumsverkehr öffnet, 

46. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nach § 2 Nummer 17 des 

Infektionsschutzgesetzes nach der 

Einreise nicht unverzüglich auf direk-

tem Weg in die eigene Häuslichkeit o-

der eine andere geeignete Unterkunft 

begibt, soweit keine Ausnahme nach 

§ 22 Absatz 1 bis 5 vorliegt, 

47. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nach § 2 Nummer 17 des 

Infektionsschutzgesetzes nicht für ei-

nen Zeitraum von zehn Tagen nach 

der Einreise absondert, soweit keine 

Ausnahme nach § 22 Absatz 1 bis 5 

oder § 23 vorliegt, 

48. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-



 

 

46. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 sich als 

Einreisende, Einreisender, Rückrei-

sende oder Rückreisender aus einem 

Risikogebiet nach § 2 Nummer 17 des 

Infektionsschutzgesetzes nicht für ei-

nen Zeitraum von zehn Tagen nach 

der Einreise absondert, soweit keine 

Ausnahme nach § 22 Absatz 1 bis 5 

oder § 23 vorliegt, 

47. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet nach § 2 Nummer 17 des Infek-

tionsschutzgesetzes in dem Zeitraum 

der Absonderung Besuch von Perso-

nen empfängt, die nicht zum eigenen 

Hausstand gehören, 

48. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2eine 

Person, die der Verpflichtung zur Ab-

sonderung nach § 21 Absatz 1 Satz 1 

unterliegt, besucht, 

49. entgegen § 21 Absatz 2 Satz 1 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet nach § 2 Nummer 17 des Infek-

tionsschutzgesetzes nicht unverzüg-

lich das zuständige Gesundheitsamt 

kontaktiert und auf das Vorliegen der 

Verpflichtung zur Absonderung nach 

§ 21 Absatz 1 hinweist, soweit keine 

Ausnahme nach § 22 Absatz 7 vor-

liegt, 

50. entgegen § 21 Absatz 2 Satz 7 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet nach § 2 Nummer 17 des Infek-

tionsschutzgesetzes beim Auftreten 

von typischen Symptome einer Infek-

tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder 

Geruchs- und Geschmacksverlust in-

nerhalb von zehn Tagen nach Einreise 

gebiet nach § 2 Nummer 17 des Infek-

tionsschutzgesetzes in dem Zeitraum 

der Absonderung Besuch von Perso-

nen empfängt, die nicht zum eigenen 

Hausstand gehören, 

49. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2eine 

Person, die der Verpflichtung zur Ab-

sonderung nach § 21 Absatz 1 Satz 1 

unterliegt, besucht, 

50. entgegen § 21 Absatz 2 Satz 1 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet nach § 2 Nummer 17 des Infek-

tionsschutzgesetzes nicht unverzüg-

lich das zuständige Gesundheitsamt 

kontaktiert und auf das Vorliegen der 

Verpflichtung zur Absonderung nach 

§ 21 Absatz 1 hinweist, soweit keine 

Ausnahme nach § 22 Absatz 7 vor-

liegt, 

51. entgegen § 21 Absatz 2 Satz 7 als Ein-

reisende, Einreisender, Rückreisende 

oder Rückreisender aus einem Risiko-

gebiet nach § 2 Nummer 17 des Infek-

tionsschutzgesetzes beim Auftreten 

von typischen Symptome einer Infek-

tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder 

Geruchs- und Geschmacksverlust in-

nerhalb von zehn Tagen nach Einreise 

nicht unverzüglich das zuständige Ge-

sundheitsamt informiert, soweit keine 

Ausnahme nach § 22 Absatz 7 vor-

liegt, 

52. entgegen § 22 Absatz 2 Nummer 3 

Buchstabe b oder Nummer 4 Buch-

stabe a oder Buchstabe b eine Be-

scheinigung nicht wahrheitsgemäß 

ausstellt, 

53. entgegen § 22 Absatz 6 Satz 2 beim 

Auftreten von typischen Symptomen 

einer Infektion mit dem Coronavirus 



 

 

nicht unverzüglich das zuständige Ge-

sundheitsamt informiert, soweit keine 

Ausnahme nach § 22 Absatz 7 vor-

liegt, 

51. entgegen § 22 Absatz 2 Nummer 3 

Buchstabe b oder Nummer 4 Buch-

stabe a oder Buchstabe b eine Be-

scheinigung nicht wahrheitsgemäß 

ausstellt, 

52. entgegen § 22 Absatz 6 Satz 2 beim 

Auftreten von typischen Symptomen 

einer Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, 

Schnupfen oder Geruchs- und Ge-

schmacksverlust binnen zehn Tagen 

nach Einreise nicht zur Durchführung 

eines Tests eine Ärztin, einen Arzt o-

der ein Testzentrum aufsucht, 

53. entgegen § 24 am 31. Dezember 2020 

in der Zeit von 14 Uhr bis 6 Uhr des 

Folgetages alkoholische Getränke 

ausschenkt, abgibt oder verkauft, 

54. entgegen § 25 Satz 1 und 2 im Zeit-

raum vom 31. Dezember 2020 bis ein-

schließlich 1. Januar 2021 in den im 

Amtsblatt besonders ausgewiesenen 

öffentlichen Straßen, Plätzen oder in 

Grünanlagen sich aufhält oder dort 

Feuerwerk oder andere pyrotechni-

sche Gegenstände verwendet und 

keine Ausnahme nach Satz 4 vorliegt, 

55. entgegen § 26 im Zeitraum vom 31. 

Dezember 2020 bis einschließlich 1. 

Januar 2021 Versammlungen im 

Sinne von Artikel 8 des Grundgeset-

zes und Artikel 26 der Verfassung von 

Berlin durchführt, 

56. entgegen § 26 im Zeitraum vom 31. 

Dezember 2020 bis einschließlich 1. 

Januar 2021 an einer Versammlung 

SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, 

Schnupfen oder Geruchs- und Ge-

schmacksverlust binnen zehn Tagen 

nach Einreise nicht zur Durchführung 

eines Tests eine Ärztin, einen Arzt o-

der ein Testzentrum aufsucht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

im Sinne von Artikel 8 des Grundge-

setzes und Artikel 26 der Verfassung 

von Berlin teilnimmt. 

 

§ 31 

Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 10. 

Januar 2021 außer Kraft. 

 

 

 

§ 31 

Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. 

Januar 2021 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  



 

 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

§ 32 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für 

Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 maßgebend sind, auch durch Rechtsverord-

nungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertragbarer 

Krankheiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch 

Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die Grundrechte der Freiheit der 

Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 

Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz), der Unverletz-

lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) und des Brief- und Postge-

heimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) können insoweit eingeschränkt werden. 

 

 


